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Drucksache IV/ 2357 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Bauknecht, Dr. Schmidt (Gel- 
lersen), Walter und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Abwicklung des 
Reichsnährstandes und seiner Zusammenschlüsse 

— Drucksache IV/ 1277 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Das voliegende Änderungsgesetz wurde in der 
124. Sitzung des Deutschen Bundestages am 29. April 
1964 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zurückverwiesen, da die Bundeslands- 
mannschaft Sachsen e. V. um Änderung des § 7 
gebeten hatte. Durch die Änderung dieses Para- 
graphen sollte nach Vorschlag der Bundeslands- 
mannschaft für antragsberechtigte Personen, die zur 
Zeit in Mitteldeutschland wohnen, die Möglichkeit 
der Äntragstellung offengehalten werden. 

Die zuständigen Bundesressorts haben in der 
Zwischenzeit dieses Anliegen geprüft und sind zu 
dem Ergebnis gekommen, daß diese Frage auch eine 


Reihe anderer Kriegsfolgengesetze berührt und so- 
mit einheitlich geregelt werden müßte. 

Da die Verhandlungen hierüber aber erst begon- 
nen haben, war der Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten der Auffassung, daß das 
hier vorliegende Spezialgesetz beschleunigt vom 
Bundestag in 2. und 3. Beratung verabschiedet wer- 
den sollte und daß für die von der Bundeslands- 
mannschaft Sachsen e. V. vorgebrachte Frage eine 
generelle Lösung für alle Kriegsfolgengesetze gefun- 
den werden sollte. 

Im übrigen verweise ich auf meinen Schriftlichen 
Bericht in Drucksache IV/2137 und bitte das Hohe 
Haus, dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 12. Juni 1964 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Budidnidterei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 2357 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drudcsadie IV/1277 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 hinter Nummer 1 fol- 
gende neue Nummern 1 a und 1 b eingefügt werden: 

,1a. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als Ansprüche aus privatrechtlichen 
Versorgungsverträgen (Absatz 1 Nr. 1) gelten 
auch solche gegen die Ostpreußische Herdbuch- 
gesellschaft e. V. oder gegen ihr entsprechende 
Tierzuchtorganisationen, die am 8. Mai 1945 
ihren Sitz im Reichsgebiet außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes hatten, wenn 
der Bedienstete am 8. Mai 1945 oder bei frühe- 
rem Eintritt des Versorgungsfalles bis zu die- 
sem Zeitpunkt auch beim Reichsnährstand 
tätig war. Bei der Bemessung der nach Eintritt 
des Versorgungsfalles (Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres, Dienstunfähig- 
keit oder Tod) zu gewährenden Versorgungs- 


bezüge werden Zeiten bis längstens zum 8. 
Mai 1945 zugrunde gelegt und die für die 
entsprechenden Versorgungsempfänger des 
Reichsnährstands geltenden allgemeinen bis 
zur Beendigung der Abwicklung erfolgten Er- 
höhungen oder Verminderungen der Versor- 
gungsbezüge berücksichtigt; die bei der An- 
wendung des Halbsatzes 1 zu gewährenden 
Versorgungsbezüge dürfen die Versorgungs- 
bezüge eines vergleichbaren Versorgungsemp- 
fängers aus einem Beamtenverhältnis zum 
Reichsnährstand nicht übersteigen." 

1 b. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ansprüche aus privatrechtlichen Versorgungs- 
verträgen gegen andere Tierzuchtorganisa- 
tionen als die Ostpreußische Herdbuchgesell- 
schaft e. V. nach § 9 Abs. 2 können bis zum 
31. März 1965 angemeldet werden."’, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 12. Juni 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtsdiaft und Forsten 

Bauknedit Dr. Reinhard 

Vorsitzender Berichterstatter 



